
Udo Di Fabio: Merkel begeht
Verfassungsbruch

Der  frühere
Verfassungsrichter Udo Di Fabio (Foto l.) hat in einem von der
CSU in Auftrag gegebenen Gutachten festgestellt, dass es keine
Verpflichtung zur unbegrenzten Flüchtlingsaufnahme gebe. Eine
Verfassungsklage  Bayerns  gegen  den  Bund  wäre  also  Erfolg
versprechend.

Wolfram Weimer schreibt auf n-tv.de:

Das Gutachten ist für Angela Merkel ein Donnerschlag. Der
Verfassungsrechtler  Udo  di  Fabio  kommt  nach  juristischer
Prüfung der aktuellen Migrationskrise zu einem erschütternden
Befund: Die Bundesregierung bricht mit ihrer Weigerung, die
Landesgrenzen  umfassend  zu  kontrollieren,  eindeutig
Verfassungsrecht. In dem Gutachten heißt es: „Der Bund ist
aus verfassungsrechtlichen Gründen (…) verpflichtet, wirksame
Kontrollen der Bundesgrenzen wieder aufzunehmen, wenn das
gemeinsame  europäische  Grenzsicherungs-  und
Einwanderungssystem  vorübergehend  oder  dauerhaft  gestört
ist.“
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Ausgerechnet der Freistaat Bayern (also die CSU-Regierung)
hat  das  brisante  Gutachten  beauftragt,  um  zu  klären,  ob
Merkels Regierung noch auf dem Boden des Rechts stehe, ob das
Agieren der Berliner Regierung vom fehlenden Grenzschutz bis
zum  Alleinlassen  der  Bundesländer  nicht  eigentlich
verbrecherisch sei. Alleine dieser Vorgang ist ein Eklat.
Denn damit weist eine Regierungspartei der Kanzlerin nach,
dass ihr Verhalten nicht mehr vom Grundgesetz gedeckt ist.

Die CSU inszeniert gewissermaßen ein informelles Tribunal für
eine  Kanzlerin,  die  aus  bayerischer  Sicht
Verfassungsbrecherin  geworden  ist,  weil  sie  stur  auf
radikaler Grenzöffnung besteht, obwohl das Land inzwischen
leidet – und das Recht gleich dazu. Damit liegt nun ein Hauch
von  Staatskrise  in  der  Luft.  Bayern  steht  offenbar  kurz
davor, mit bayerischen Polizisten Grenzübergänge selber zu
kontrollieren, wenn der Bund das nicht tut.

Es  war  tatsächlich  eine  einsame  historische  Entscheidung
Angela Merkels, als sie Anfang September das Grenzregime der
Europäischen  Union  außer  Kraft  setzte  und  in  Ungarn
festsitzende Flüchtlinge nach Deutschland holte. Die damalige
Aussetzung des sogenannten Dublin-Verfahrens der EU im Umgang
mit Migranten war für die einen ein großartiger Akt der
Humanität. Für andere war es ein dramatischer Fehler mit
weitreichenden  Folgen.  Die  Merkel-Kritiker,  von
osteuropäischen  Regierungen  bis  zur  CSU  in  Bayern,
kritisieren  die  damalige  Grenzöffnung  gar  als
„Jahrhundertfehler“. Fakt ist, dass seither mehr als 700.000
illegale  Migranten  nach  Deutschland  gekommen  sind.  Seit
Wochen  wird  darüber  gestritten,  ob  der  historische
Massenansturm  hunderttausender  Muslime  dadurch  final
ausgelöst, befördert oder bloß vereinfacht wurde, doch nun
ist für Merkel die Bewertung ihres Ungarn-Entscheids in ganz
anderer Dimension problematisch.

Mit  dem  Gutachten  di  Fabios  wirkt  Merkels  Politik  als
fortdauernder  Rechtsbruch.  Die  Kritik  dürfte  nun  lauter



werden an der Kanzlerin, die per Handstreich das geltende EU-
Recht  außer  Kraft  gesetzt  und  ihre  eigenen  Regeln  der
Moralität  proklamiert  hat.  Insbesondere  im  europäischen
Ausland, wo man sich über Merkels Sonderweg zusehends empört.
Es werden nun diejenigen bestärkt, die Merkel vorwerfen, sie
habe  damit  eine  Krise  der  Rechtsstaatlichkeit  ausgelöst,
womöglich eine Kettenreaktion von Gesetzesbrüchen angestoßen,
die schließlich in den Übergriffen von Köln kulminierten.

Das Gutachten rührt so unmittelbar an die Integrität der
Kanzlerin und die nun folgende Debatte dürfte für Merkel
unangenehm werden. Die Stimmung in Deutschland ist ohnedies
gekippt,  die  Konflikte  häufen  sich,  die  Mehrheit  der
Bevölkerung will eine Kehrtwende in der Offentor-Politik, es
droht ein Rechtsruck bei den anstehenden Wahlen, Europa ist
wegen  Merkels  Sonderweg  mittlerweile  in  einer  veritablen
Krise.  Ihr  einziger  Halt  in  dieser  Krise  ist  eine  hohe
moralische Legitimation. Ein konstatierter Verfassungsbruch
aber schlüge ihr just diese Maske vom Gesicht.[…]

Merkel ist angezählt. Gerade jetzt ist Druck von der Straße
wichtiger denn je: Merkel muss weg!


